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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. betont, dass den politischen, sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Beziehungen 

der EU zu Afrika in einer Zeit tiefgreifender Veränderungen für beide Seiten eine 

immer größere Bedeutung zukommt, und würdigt den Beitrag, der in den vergangenen 

zehn Jahren im Rahmen der Gemeinsamen Strategie Afrika-EU zum Aufbau einer 

engeren Partnerschaft geleistet wurde; betont, dass auf der Grundlage dieser 

Errungenschaften und im Sinne einer gemeinsamen Trägerschaft und Verantwortung 

auf die Schaffung einer gerechten, nachhaltigen und für beide Seiten vorteilhaften 

Beziehung zu Afrika hingearbeitet werden muss, wobei die Unabhängigkeit und 

Souveränität der afrikanischen Staaten geachtet werden müssen; würdigt in diesem 

Zusammenhang die aktive Beteiligung und das Engagement der afrikanischen Staaten 

und der EU bei den jüngsten internationalen Foren, etwa den Verhandlungen über das 

Pariser Übereinkommen im Rahmen der Klimakonferenz der Vereinten Nationen 

(COP 21); 

2. hebt hervor, dass die EU heute insgesamt der wichtigste ausländische Investor in Afrika 

und der wichtigste Partner in den Bereichen Handel, Entwicklung und humanitäre Hilfe 

ist, dass die meisten Heimatüberweisungen aus der EU getätigt werden, und dass die EU 

ein wesentlicher Garant für die Sicherheit auf dem Kontinent ist; erwartet angesichts der 

wichtigen Rolle, die die Entwicklung Afrikas für die EU und ihre strategischen 

Interessen spielt, dass das bevorstehende Gipfeltreffen AU-EU neue Impulse und Ideen 

für die Anpassung der Strategie an das sich rasch verändernde Umfeld liefern wird; 

3. hebt hervor, dass es einer auf gemeinsamen Werten und Interessen beruhenden engeren 

und stärker politischen Partnerschaft zwischen der EU und Afrika bedarf, damit der 

Frieden gefördert wird, globale Herausforderungen wie Klimawandel, 

Ernährungsunsicherheit, Zugang zu Wasser, Umweltschädigung, nicht nachhaltige 

Ausbeutung natürlicher Ressourcen, Bevölkerungswachstum, Verstädterung großer 

Städte, Jugendarbeitslosigkeit, Straffreiheit, das Erreichen der Ziele der Vereinten 

Nationen für eine nachhaltige Entwicklung, Terrorismus, Radikalisierung, organisiertes 

Verbrechen und Migrationsströme angegangen werden – und zwar auf der Grundlage 

der gemeinsamen Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit, der sozialen Marktwirtschaft, der 

verantwortungsvollen Staatsführung und der Achtung der Menschenrechte – und eine 

auf Regeln beruhende Weltordnung, in der den Vereinten Nationen eine tragende Rolle 

zukommt, gefördert werden kann; 

4. begrüßt, dass der Schwerpunkt des bevorstehenden Gipfeltreffens AU-EU auf die 

Jugend gelegt wurde, da dieses Thema aufgrund der demografischen Entwicklung auf 

beiden Kontinenten im Mittelpunkt der Beziehungen zwischen Afrika und Europa steht; 

weist darauf hin, dass die afrikanische Länder südlich der Sahara Prognosen zufolge bis 

zum Jahr 2035 rund 18 Millionen neue Arbeitsplätze jährlich schaffen müssen, damit 

Menschen, die zum ersten Mal einen Arbeitsplatz suchen, in den Arbeitsmarkt integriert 

und so schwerwiegende Folgen für die soziale Stabilität vermieden werden können; 

betont, dass in den afrikanischen Gesellschaften der Schaffung von Arbeitsplätzen und 

der wirtschaftlichen Entwicklung grundsätzlich Vorrang eingeräumt und die Bedeutung 
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des Privatsektors stärker genutzt werden muss; 

5. begrüßt den Vorschlag der Kommission, eine Jugendfazilität für Afrika ins Leben zu 

rufen und den Anwendungsbereich von Erasmus+ und des Programms der EU zur 

beruflichen Aus- und Weiterbildung zu erweitern, um so die Zielländer dabei zu 

unterstützen, die Lücke zwischen den Erfordernissen und den Möglichkeiten des 

Arbeitsmarkts einerseits und den Qualifikationen von Absolventen andererseits zu 

schließen, wobei die Integration benachteiligter Gruppen gefördert werden sollte; 

6. fordert, dass hochwertige Bildung – insbesondere für Mädchen – auf allen Ebenen 

stärker gefördert wird, und zwar mittels verbesserter bilateraler Programme und 

anhaltender Unterstützung von weltweiten Initiativen wie der Globalen Partnerschaft für 

Bildung; betont, wie wichtig es ist, verstärkt in Schulen, Hochschulen und Forschung zu 

investieren, Mobilitätspartnerschaften zu fördern, die Abwanderung hochqualifizierter 

Kräfte zu stoppen, Programme wie Erasmus+ zu unterstützen und die Hochschulbildung 

mit Hilfe grenzübergreifender Programme und der Anerkennung von Qualifikationen zu 

harmonisieren; 

7. weist erneut darauf hin, dass die Sicherheitsinteressen der EU noch nie so stark mit 

Afrika verflochten waren wie heutzutage; fordert, dass die EU Partner und regionale 

Organisationen in Afrika in den Bereichen Frieden, Sicherheit und Konfliktprävention 

stärker unterstützt, unter anderem mit Hilfe spezifischer Instrumente wie Operationen 

im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP), Beiträgen 

zu polizeilichen und militärischen Missionen der Vereinten Nationen, EU-Maßnahmen 

zur Umsetzung der Resolution 1325 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und der 

Friedensfazilität für Afrika, wodurch die Hilfe und Unterstützung geleistet werden, die 

zur weltweiten Bekämpfung des dschihadistischen Terrorismus und zur Förderung von 

Frieden und Sicherheit für die betroffenen Bevölkerungsgruppen notwendig sind; 

verweist auf die große Bedeutung früherer und gegenwärtiger GSVP-Missionen, wenn 

es darum geht, in Afrika die Piraterie zu bekämpfen, den Kapazitätsaufbau zu fördern 

und die maritime Sicherheit und den Grenzschutz zu stärken; fordert den Europäischen 

Auswärtigen Dienst (EAD) und den Rat auf, dafür zu sorgen, dass GSVP-Missionen in 

Afrika weiterhin wirksam durchgeführt werden können; 

8. hebt hervor, wie wichtig es ist, Sicherheit und Stabilität zu fördern, indem die Partner 

der EU dabei unterstützt werden, widerstandsfähigere staatliche und gesellschaftliche 

Strukturen zu errichten, etwa durch Kapazitätsaufbau, Reformen des Sicherheitssektors 

– mit einem Schwerpunkt auf verantwortungsvoller Führung in diesem Sektor –, 

parlamentarische Aufsicht und Rechenschaftspflicht und die Förderung von Tätigkeiten 

im Bereich der Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration (DDR) früherer 

Kämpfer; 

9. fordert, dass die EU den zunehmend proaktiven Ansatz der Afrikanischen Union (AU) 

und der jeweiligen regionalen Organisationen im Hinblick auf die vollständige 

Umsetzung der Afrikanischen Friedens- und Sicherheitsarchitektur anhaltend 

unterstützt; fordert, dass die EU einen anfänglichen Beitrag zum Friedensfonds der AU 

für Aktivitäten im Bereich „Mediation und Diplomatie“ leistet; 

10. weist darauf hin, dass Sicherheitsfragen und Entwicklungsziele besser integriert werden 

müssen, wenn es darum geht, die spezifischen Probleme fragiler Staaten anzugehen und 
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die Entwicklung widerstandsfähigerer Staaten und Gesellschaften zu fördern, unter 

anderem durch Kapazitätsaufbau bei der Ernährungssicherheit – insbesondere in 

landwirtschaftlichen Kleinbetrieben –, Anpassung an den Klimawandel, die Schaffung 

weiterer und besserer Arbeitsplätze – insbesondere für junge Menschen –, die Stärkung 

der Rolle der Frau und die Förderung von Bildung; 

11. weist nachdrücklich darauf hin, dass die Probleme bei der Staatsführung in Afrika 

unbedingt entschlossener angegangen werden müssen, damit gerechtere, stabilere und 

sicherere Gesellschaften geschaffen werden können; fordert Maßnahmen gegen die 

Usurpation von Staaten, bei der der Staat von oligarchischen Strukturen kontrolliert 

wird und Teile der Bürokratie den Staatshaushalt ausbeuten und sich selbst bereichern 

und die die Ursache vieler sozioökonomischer Probleme und politischer Konflikte in 

Afrika ist; 

12. betont, dass bei der Verfolgung gemeinsamer Interessen und der Zusammenarbeit in 

Sicherheitsfragen das Völkerrecht, die grundlegenden Werten der EU und das Ziel, die 

Demokratie sowie die gute Regierungsführung zu unterstützen und die Menschenrechte 

und die Rechtsstaatlichkeit zu fördern, in vollem Umfang gewahrt werden müssen; ist 

der Ansicht, dass diese Ziele, soweit möglich, in Zusammenarbeit mit anderen 

wichtigen wirtschaftlichen und politischen Akteuren in Afrika, etwa China und Indien, 

verfolgt werden sollten; 

13. betont, dass die Achtung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten ein 

unveräußerlicher Bestandteil des Engagements der Union für ihre Partner in 

Drittländern ist; fordert die EU auf, ihre Unterstützung für die Demokratie und die 

Förderung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit, der Medienfreiheit und einer 

von Rechenschaftspflicht, Transparenz und Bürgernähe geprägten Staatsführung zu 

intensivieren, da es sich dabei um zentrale Elemente handelt, wenn es darum geht, ein 

stabiles und inklusives politisches, soziales und wirtschaftliches Umfeld in Afrika zu 

schaffen; fordert die EU auf, die Förderung eines eigenen afrikanischen 

Menschenrechtsinstruments zu intensivieren, etwa in Form der Afrikanischen 

Kommission für die Menschenrechte und Rechte der Völker oder des Afrikanischen 

Gerichtshofs für Menschenrechte und Rechte der Völker; 

14. fordert eine stärker strategische, pragmatischere, umfassendere und strukturiertere 

Herangehensweise an den politischen Dialog im Rahmen des Partnerschaftsabkommens 

von Cotonou, bei dem ein größeres Augenmerk auf die Einbeziehung der 

Zivilgesellschaft und die Kontakte zwischen den Menschen gelegt werden sollte; hebt 

die Bedeutung des politischen Dialogs gemäß Artikel 8 des Abkommens, der 

Einbeziehung der Wahrung der Menschenrechte, der demokratischen Grundsätze und 

der Rechtsstaatlichkeit als wesentliche Elemente des Abkommens gemäß Artikel 9 

sowie der Klausel über angemessene Maßnahmen („appropriate measure clause“) 

gemäß Artikel 96 hervor; fordert die Kommission auf, im Rahmen der Verhandlungen 

über das Nachfolgeabkommen zum Cotonou-Abkommen bei Menschenrechtsdialogen 

einen strukturierteren und stärker strategischen Ansatz zu verfolgen, und zwar indem – 

nach dem Beispiel der Ausschüsse, die im Rahmen der Assoziierungsabkommen der 

EU gebildet wurden – ständige interparlamentarische Ausschüsse eingesetzt werden, die 

mit einem Mandat zur Überwachung der Umsetzung der wesentlichen Klauseln 

ausgestattet sind, damit der derzeitige Ansatz, bei dem es sich lediglich um eine 
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Notlösung handelt, überwunden und ein umfassenderer systematischer Dialog begonnen 

werden kann; 

15. betont, dass der Dialog, der Informationsaustausch und die Zusammenarbeit bei einer 

Reihe von Themen wie der Verwaltung der öffentlichen Finanzen, gerechten und 

wirksamen Steuersystemen, der Korruptionsbekämpfung, einer transparenten und 

rechenschaftspflichtigen öffentlichen Verwaltung, der Teilhabe der Zivilgesellschaft 

und der Bürger an der Entscheidungsfindung sowie der nachhaltigen Bewirtschaftung 

der natürlichen Ressourcen gefördert werden müssen; 

16. erachtet eine wirksame Partnerschaft zwischen der EU und Afrika für unerlässlich, 

wenn es darum geht, die gemeinsamen Herausforderungen der Terrorismusbekämpfung, 

des Extremismus und der Radikalisierung anzugehen; weist erneut darauf hin, dass der 

Handel mit illegalen Waffen und Drogen und der Menschenhandel oft eine vorrangige 

Einkommensquelle für radikale und terroristische Organisationen in der Region 

darstellen; verweist mit Nachdruck auf die verheerenden Auswirkungen terroristischer 

Gruppen wie Daesh und Boko Haram für die dortige Bevölkerung und die langfristige 

wirtschaftliche Entwicklung; betont daher, dass die langfristige Zusammenarbeit bei der 

Sicherheit gefördert und die Investitionen in Bildungs- und Rehabilitationsprogramme 

erhöht werden müssen; betont, dass eine gut funktionierende Demokratie ein 

schlagkräftiges Instrument gegen Terrorismus darstellt und zu einer höheren Stabilität 

beiträgt; 

17. betont, dass die grundlegenden Ursachen für Radikalisierung – etwa soziale 

Ausgrenzung, Armut und fehlende Bildung – angegangen und ein gezielter Dialog mit 

den afrikanischen Partnern über die Themen Sicherheit und Terrorismusbekämpfung 

geführt werden müssen, damit die tiefgreifenden Probleme, die zu Radikalisierung und 

terroristischen Handlungen führen können, an der Wurzel gepackt werden; hebt hervor, 

wie wichtig es ist, den interreligiösen Dialog zu verbessern, Initiativen zur Integration 

junger Menschen in die Gesellschaft zu unterstützen, terroristischer Propaganda – 

eingedenk der Rolle des Internets und der sozialen Medien bei 

Radikalisierungsprozessen – entgegenzuwirken, der Terrorismusfinanzierung Einhalt zu 

gebieten und die justizielle Zusammenarbeit zu stärken; 

18. unterstreicht, dass sich anlässlich der Überprüfung der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik (ENP) Möglichkeiten ergeben, die Koordinierung der 

Nachbarschaftspolitik und die Politik gegenüber anderen afrikanischen Staaten zu 

verbessern, etwa durch die Einrichtung eines erweiterten Rahmens für die 

Zusammenarbeit; fordert daher, dass derlei thematische Rahmen eingerichtet werden, 

damit die Zusammenarbeit zwischen der EU, den Partnerländern aus der südlichen 

Nachbarschaft und den Drittstaaten in Afrika bei regionalen Themen wie Sicherheit, 

Energie und auch Migration gefördert wird; 

19. weist erneut darauf hin, wie wichtig es ist, die Maßnahmen der EU-Außenpolitik 

wirksam umzusetzen, mit denen die tatsächlichen Ursachen der Migration angegangen 

und kriminelle, im Bereich des Menschenhandels tätige Organisationen wirksamer 

bekämpft werden können; fordert, dass die gemeinsamen Anstrengungen zur 

Umsetzung des Aktionsplans von Valletta, der auf einer fairen und wirklichen 

Partnerschaft mit den Herkunfts- und Transitländern außerhalb der EU gründet, 
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verstärkt werden; weist darauf hin, dass beim neuen Partnerschaftsrahmen ein 

ausgewogener und ganzheitlicher Ansatz verfolgt werden muss, und verweist in diesem 

Zusammenhang nachdrücklich auf die große Bedeutung der demokratischen Kontrolle 

durch das Parlament; betont, dass der neue Partnerschaftsrahmen für die 

Zusammenarbeit mit Drittländern keinesfalls zur einzigen Säule der EU-Maßnahmen im 

Bereich Migration werden darf und dass er über die enge Fokussierung auf den 

Grenzschutz hinausgehen und stattdessen auch Aspekte wie gerechtere 

Handelsbeziehungen, Bekämpfung des Klimawandels und illegaler Finanztransfers aus 

Afrika, die Einrichtung sicherer und legaler Migrationswege und die Einführung von 

Initiativen, mit denen Heimatüberweisungen kostengünstiger gestaltet werden können, 

umfassen sollte; 

20. weist erneut darauf hin, dass die grundlegenden Ursachen für Migration unter anderem 

in Konflikten, schwacher Regierungsführung, instabilen Staatsgebilden, 

Menschenrechtsverstößen, Korruption, fehlender Rechtsstaatlichkeit, Straffreiheit, 

Ungleichheit, Arbeitslosigkeit oder Unterbeschäftigung, einer fehlenden 

Existenzgrundlage, Ressourcenmangel und im Klimawandel liegen; 

21. ist der Ansicht, dass Afrika und Europa bei der Migration gemeinsame Interessen haben 

und eine gemeinsame Verantwortung tragen und dass es angesichts der Krise einer 

weltweiten Lösung bedarf, die auf geteilter Verantwortung, Einhaltung der Rechte von 

Migranten und dem Grundsatz der Nichtzurückweisung gründet, sowie darauf, dass die 

Staaten ihrer Pflicht nachkommen, die Migrationsströme in ihrem gesamten 

Hoheitsgebiet ordnungsgemäß zu verwalten, ihre Bürger wieder aufzunehmen und 

ihnen sämtliche Grundrechte zu gewähren, wenn es ihnen nicht gelingt, einen 

Aufenthaltstitel im Ausland zu erhalten; 

22. betont, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen den afrikanischen Ländern und der 

EU, insbesondere zwischen den Mittelmeeranrainern, ein wesentlicher Bestandteil im 

Kampf gegen Menschenhandel und Schleuserkriminalität ist; spricht sich in diesem 

Zusammenhang dafür aus, umfassende politische Rahmen und Rechtsrahmen 

einzuführen, die auf dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die 

grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und den dazugehörigen Protokollen 

gründen; 

23. weist darauf hin, dass die Beiträge der Mitgliedstaaten zum Nothilfe-Treuhandfonds der 

EU für Afrika nach wie vor auf einem niedrigen Niveau sind; erwartet, dass die im 

Zusammenhang mit der europäischen Investitionsoffensive für Drittländer (EIP) 

eingegangenen Verpflichtungen, Investitionen in Afrika zu mobilisieren und inklusives 

und nachhaltiges Wachstum sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen zu fördern, 

eingehalten werden, wodurch die Ursachen der Migration angegangen werden; 

24. weist mit großer Besorgnis darauf hin, dass es in Teilen Afrikas an zentralstaatlicher 

Autorität mangelt – insbesondere beim Grenzschutz – und weist erneut darauf hin, dass 

dies die Bekämpfung von Terrorismus und Drogenhandel beeinträchtigt; betont, dass es 

daher einer engeren Zusammenarbeit beim Grenzschutz und bei der Migrationspolitik 

bedarf; 

25. weist darauf hin, dass der regionalen, transregionalen und kontinentalen Integration im 

Hinblick auf Wachstum und Entwicklung in Afrika große Bedeutung, enormes Potential 
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und Kräfte für einen Wandel innewohnen, und dass dem Handel, der Mobilität und der 

Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen keine Steine in den Weg gelegt werden dürfen; 

erachtet den Umstand, dass die Afrikanische Union inzwischen den gesamten 

afrikanischen Kontinent umfasst, als äußerst positiven Schritt hin zu einer 

panafrikanischen Integration, und begrüßt, dass das „Gipfeltreffen EU-Afrika“ in 

„Gipfeltreffen AU–EU“ umbenannt wurde;  

26. weist darauf hin, dass sich die EU für die Stärkung des intraafrikanischen Handels, 

nachhaltiger Investitionen – sofern möglich in der jeweiligen Landeswährung – und der 

überregionalen, kontinentalen und globalen Dimension von Projekten und Programmen 

in den Bereichen nachhaltige Landwirtschaft, Umwelt, Hochschulbildung, IKT, 

Forschung und physische Infrastrukturnetze einsetzen muss; 

27. vertritt die Auffassung, dass Projekte zur regionalen Integration, wie sie in Süd-, West- 

oder Ostafrika durchgeführt werden, derart unterstützt werden müssen, dass die 

panafrikanischen Integrationsprozesse im Rahmen der AU ergänzt und gestärkt werden; 

vertritt die Auffassung, dass die EU auf der Achtung der Menschenrechte und der 

Rechtsstaatlichkeit beruhende strategische bilaterale Beziehungen zu den wichtigsten 

afrikanischen Staaten pflegen sollte, die als Führer und Wegbereiter der jeweiligen 

Integrationsprojekte fungieren; betont darüber hinaus, dass die Union für den 

Mittelmeerraum wieder ins Leben gerufen werden sollte, da es sich um ein Instrument 

zur Förderung der gemeinsamen Sicherheit und des Wohlstands in Nordafrika handelt; 

28. würdigt die Bedeutung interparlamentarischer Beziehungen und ruft die afrikanischen 

Partner dazu auf, der interparlamentarischen Zusammenarbeit auf bilateraler, regionaler 

und internationaler Ebene politische Priorität einzuräumen; verweist mit Nachdruck auf 

die konstruktive Rolle, die interparlamentarische Delegationen und regionale 

Parlamente spielen, wenn es darum geht die Partnerschaft zwischen der EU und Afrika 

voranzubringen und gemeinsame Interessen und einen wirklichen Dialog auf 

Augenhöhe zu fördern; schlägt vor, enger mit den afrikanischen Parlamenten 

zusammenzuarbeiten, um sie in ihrer zentralen Rolle für die Demokratie zu stärken; 

29. weist erneut darauf hin, dass Investitionen und Handel verantwortungsvoll gestaltet 

werden müssen, und dass es eines verantwortungsbewussten Privatsektors, der 

internationale Gesundheits-, Sicherheits-, Arbeits- und Umweltnormen erfüllt, sowie 

eines Geschäftsumfelds bedarf, das dauerhaftes Wirtschaftswachstum begünstigt; 

fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Zusammenarbeit mit 

internationalen Partnern zu fördern, um zu verhindern, dass diese Normen nicht 

eingehalten werden oder dass europäische Unternehmen Menschenrechtsverletzungen 

verursachen bzw. diesen Vorschub leisten oder die Rechte schutzbedürftiger 

Bevölkerungsgruppen wie Minderheiten, indigene Völker oder Frauen und Kinder 

verletzen, bzw. derartige Vorkommnisse zu untersuchen und ihnen Einhalt zu gebieten; 

fordert die Mitgliedstaaten der EU und der AU auf, sich aktiv an den im 

Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen stattfindenden Verhandlungen über den 

Entwurf eines Vertrags über transnationale Unternehmen und Menschenrechte zu 

beteiligen und zu einem positiven Ausgang beizutragen; 

30. fordert, dass die EU Afrika verstärkt bei den Themen Schuldenabbau und 

Schuldentragfähigkeit unterstützt, und betont, dass internationale Rechtsvorschriften 
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erlassen und Kommissionen zur Schuldenprüfung eingerichtet werden müssen, die sich 

mit illegitimen Schulden befassen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Leitprinzipien 

der Vereinten Nationen für Auslandsschulden und Menschenrechte sowie die 

Grundsätze der Welthandelskonferenz (UNCTAD) für eine verantwortungsvolle 

staatliche Kreditvergabe und -aufnahme wirksam umzusetzen, indem sie 

rechtsverbindlich gemacht werden; 

31. verweist auf den Mehrwert von Verkehrsinfrastrukturen bei der Förderung von 

Wirtschaft und Handel zwischen der EU und Afrika; verweist mit Nachdruck auf die 

strategische Bedeutung von Häfen und Flughäfen; 

32. stellt fest, dass Afrika von einem schwerwiegenden Energiemangel betroffen ist, da 

645 Millionen Menschen keinen Zugang zu bezahlbarer Elektrizität haben; vertritt die 

Auffassung, dass verstärkt auf nachhaltige Lösungen auf der Grundlage von Energie aus 

erneuerbaren Quellen sowie Mini-Netz-Systeme und nicht ans Netz angeschlossene 

Systeme gesetzt werden sollte, und fordert die EU auf, die Partner in Afrika dabei zu 

unterstützen, die finanziellen, technischen und politischen Hürden, die diesen Prozess 

behindern könnten, zu überwinden; stellt fest, dass in der Leitungsstruktur des 

Energiesektors Verbesserungsbedarf herrscht und dass auf allen Ebenen – sowohl 

innerstaatlich als auch grenzübergreifend – öffentliche und private Investitionen in 

Energie aus erneuerbaren Quellen angeregt werden müssen; vertritt die Auffassung, 

dass sich durch die neue EIP hervorragende Möglichkeiten in diesem Zusammenhang 

ergeben; fordert die EU auf, die afrikanische Initiative für erneuerbare Energie (AREI) 

weiter zu unterstützen, und begrüßt den Vorschlag der Kommission, eine neue 

Forschungs- und Innovationspartnerschaft in den Bereichen Klimawandel und 

nachhaltige Energie ins Leben zu rufen; 

33. verweist mit Nachdruck auf die Bedeutung kleiner Entwicklungsprojekte, die sich 

unmittelbar auf das Leben der Menschen auswirken; fordert die Kommission 

nachdrücklich auf, derartige Projekte weiter zu unterstützen; 

34. fordert die Kommission auf, wie in der entsprechenden gemeinsamen Mitteilung 

(JOIN(2014)0008) angekündigt, einen Legislativvorschlag für flankierende Maßnahmen 

zur Verordnung über Mineralien aus Konfliktgebieten (Verordnung (EU) 2017/821)1 

vorzulegen; 

35. weist darauf hin, dass wirksame Sozialversicherungssysteme eine wichtige Rolle 

spielen, wenn es darum geht, die menschliche Sicherheit sicherzustellen, Konflikte zu 

vermeiden und die negativen Auswirkungen langwieriger Konflikte und Vertreibungen 

zu lindern; weist darauf hin, dass Frauen und Kinder besonders schwer unter 

gewaltsamen Konflikten und Vertreibung zu leiden haben; 

36. weist darauf hin, dass Frauen bei der Entwicklung eine tragende Rolle zukommt, und 

vertritt die Auffassung, dass die Beteiligung von Frauen an der Staatsführung eine 

Voraussetzung für gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fortschritt, sozialen 

Zusammenhalt und gerechte demokratische Staatsführung ist; fordert, dass positive 

Maßnahmen ergriffen werden, mit denen dafür gesorgt wird, dass Fortschritte hin zu 

                                                 
1 ABl. L 130 vom 19.05.2013, S. 1. 
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einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen an der Gesellschaft – unter anderem in 

Schlüsselpositionen auf allen Ebenen – erzielt werden; fordert die afrikanischen Länder 

außerdem auf, eine stärkere Teilnahme von Frauen am Arbeitsmarkt zu fördern und zu 

unterstützen sowie alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um der Diskriminierung 

aufgrund des Geschlechts am Arbeitsplatz vorzubeugen; 

37. fordert die Kommission nachdrücklich auf, in ihren externen Entwicklungsprogrammen 

besonderes Augenmerk auf die Rechte von Frauen und Mädchen in Bezug auf 

Sexualität und Fortpflanzung zu legen; 

38. fordert den EAD auf, die Gruppe der LGBTI-Personen in den Menschenrechtsdialog 

und den politischen Dialog mit afrikanischen Ländern einzubinden und die Menschen, 

die sich für die Rechte von LGBTI-Personen einsetzen, mit den entsprechenden 

Maßnahmen ausreichend zu unterstützen; 

39. begrüßt, dass sich der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) und die EU dazu 

verpflichtet haben, bei der Verhütung schwerer Verbrechen, die in die Zuständigkeit des 

Strafgerichtshofs fallen, in vollem Umfang zusammenzuarbeiten; fordert die EU auf, 

sich einer konstruktiven Diskussionen nicht zu verschließen, wenn Bedenken im 

Zusammenhang mit dem Römischen Statut geäußert werden, und die afrikanischen 

Länder weiterhin dabei zu unterstützen, Konflikte bei der Bekämpfung der Straffreiheit 

zu überwinden und Rechenschaftspflicht für internationale Verbrechen sicherzustellen; 

40. weist mit Nachdruck darauf hin, dass sich anlässlich des Gipfeltreffens AU–EU die 

Möglichkeit ergeben wird, den Prioritäten der EU für die Beziehungen zu Afrika im 

Zeitraum nach dem Cotonou-Abkommen Nachdruck zu verleihen; 

41. ist der Auffassung, dass Afrika, die Karibik und der Pazifikraum sehr unterschiedliche 

Regionen mit spezifischen Interessen und Problemen sind, die nicht einfach unter der 

übergreifenden Struktur des Cotonou-Abkommens zusammengefasst werden können; 

vertritt daher die Auffassung, dass man sich bei der künftigen Zusammenarbeit mit 

Afrika auf bestehende regionale und subregionale Organisationen, insbesondere die 

Afrikanischen Union, stützen sollte. 

 



 

AD\1132776DE.docx 11/12 PE606.203v02-00 

 DE 

ANGABEN ZUR ANNAHME IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS 

Datum der Annahme 30.8.2017    

Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 

0: 

54 

7 

5 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Mitglieder 

Lars Adaktusson, Petras Auštrevičius, Mario Borghezio, Klaus 

Buchner, James Carver, Fabio Massimo Castaldo, Lorenzo Cesa, Andi 

Cristea, Georgios Epitideios, Knut Fleckenstein, Anna Elżbieta Fotyga, 

Eugen Freund, Michael Gahler, Iveta Grigule, Sandra Kalniete, Manolis 

Kefalogiannis, Tunne Kelam, Janusz Korwin-Mikke, Andrey 

Kovatchev, Ilhan Kyuchyuk, Ryszard Antoni Legutko, Barbara 

Lochbihler, Sabine Lösing, Andrejs Mamikins, Alex Mayer, David 

McAllister, Tamás Meszerics, Francisco José Millán Mon, Javier Nart, 

Pier Antonio Panzeri, Demetris Papadakis, Ioan Mircea Paşcu, Alojz 

Peterle, Julia Pitera, Cristian Dan Preda, Jozo Radoš, Sofia Sakorafa, 

Alyn Smith, Jordi Solé, Jaromír Štětina, Dubravka Šuica, Charles 

Tannock, Ivo Vajgl, Elena Valenciano, Hilde Vautmans, Anders 

Primdahl Vistisen, Boris Zala 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter 

Elisabetta Gardini, Neena Gill, Ana Gomes, András Gyürk, Takis 

Hadjigeorgiou, Liisa Jaakonsaari, Marek Jurek, Urmas Paet, Mirosław 

Piotrowski, Miroslav Poche, José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, 

Bodil Valero, Marie-Christine Vergiat, Janusz Zemke, Željana Zovko 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 200 Abs. 2) 

Seb Dance, Jean-Luc Schaffhauser, Marie-Pierre Vieu, Ivan Štefanec 

 



 

PE606.203v02-00 12/12 AD\1132776DE.docx 

DE 

NAMENTLICHE SCHLUSSABSTIMMUNG IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS 

54 + 

ALDE Petras Auštrevičius, Iveta Grigule, Ilhan Kyuchyuk, Javier Nart, Urmas Paet, Jozo 

Radoš, Ivo Vajgl, Hilde Vautmans 

ECR Anna Elżbieta Fotyga, Ryszard Antoni Legutko, Charles Tannock, Anders Primdahl 

Vistisen 

EFDD Fabio Massimo Castaldo 

PPE Lars Adaktusson, Lorenzo Cesa, Michael Gahler, Elisabetta Gardini, András Gyürk, 

Sandra Kalniete, Manolis Kefalogiannis, Tunne Kelam, Andrey Kovatchev, David 

McAllister, Francisco José Millán Mon, Alojz Peterle, Julia Pitera, Cristian Dan Preda, 

José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, Željana Zovko, Ivan Štefanec, Jaromír Štětina, 

Dubravka Šuica 

S&D Andi Cristea, Seb Dance, Knut Fleckenstein, Eugen Freund, Neena Gill, Ana Gomes, 

Liisa Jaakonsaari, Andrejs Mamikins, Alex Mayer, Pier Antonio Panzeri, Demetris 

Papadakis, Ioan Mircea Paşcu, Miroslav Poche, Elena Valenciano, Boris Zala, Janusz 

Zemke 

Verts/ALE Klaus Buchner, Barbara Lochbihler, Tamás Meszerics, Alyn Smith, Jordi Solé, Bodil 

Valero 

 

7 - 

EFDD James Carver 

GUE/NGL Takis Hadjigeorgiou, Sabine Lösing, Marie-Christine Vergiat, Marie-Pierre Vieu 

NI Georgios Epitideios, Janusz Korwin-Mikke 

 

5 0 

ECR Marek Jurek, Mirosław Piotrowski 

ENF Mario Borghezio, Jean-Luc Schaffhauser 

GUE/NGL Sofia Sakorafa 

 

Erläuterungen: 

+ : dafür 

- : dagegen 

0 : Enthaltung 

 

 

 


